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— Drucksachen 12/5373, 12/6815 — 

Lage der Städte, Gemeinden und Kreise 
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Der Bundestag wolle beschließen: 

I. 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

In den Großen Anfragen der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 

(Drucksache 12/5373) und der Gruppe der PDS/Linke Liste 
(Drucksache 12/4964) und den Antworten der Bundesregierung 

wird ein Bild von der Lage der Städte, Gemeinden und Kreise 
gezeichnet, das mit der Realität nur sehr bruchstückhaft überein-

stimmt. 

Für diese Bundesregierung sind offensichtlich Arbeitslosigkeit, 
Aussiedler-, Übersiedler- und Zuwanderungsproblematik, Armut 
von Kindern, Alleinerziehenden und alten Menschen, Drogen

-

delikte, wachsende Gewalt gegen Personen und Sachen, steigen-
der Aufwand im Umweltsektor, Verkehrsdichte und Wohnungs-
not Randthemen, mit denen in der konkreten Realität der ört-

lichen Gemeinschaft Stadträte, Kreistage, Bürgermeister, Haupt-
verwaltungsbeamte und Landräte auf dem Hintergrund einer 
Gesetzes- und Verordnungsflut durch den Bund und die Länder 
allein fertig werden müssen. Die von der Bundesregierung selbst 
angemahnte Lösung von Weltflüchtlingsproblemen steht aus; vor 
allem der Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zur Verminde-
rung der Fluchtursachen wurde auch zum Schaden der deutschen 

Städte und Landkreise nicht geleistet. 

Die Staats- und Systemgrenze, die Ost- und Westeuropa trennte, 
hatte in 44 Jahren völlig unterschiedliche Lebensverhältnisse in 
Ost- und Westdeutschland geschaffen. Es bedurfte und bedarf 
gewaltiger Anstrengungen, um die Gleichheit der Lebensbedin-
gungen herzustellen. Die Kommunalpolitiker und kommunalen 

Mitarbeiter in beiden Teilen Deutschlands wußten dies von Anbe-
ginn an. 

Die völlige Fehleinschätzung der wirtschaftlichen Lage in den 
neuen Bundesländern durch die Regierungskoalitionsfraktionen 
und die Bundesregierung, die wenig kommunalfreundliche Tätig-
keit der Treuhandanstalt, die Rückgabeansprüche der Alteigen-
tümer, die viel zu spät in Angriff genommene und die nach wie vor 
mit Mängeln behaftete Altschuldenregelung in der ostdeutschen 
Wohnungswirtschaft und die noch fehlende Altschuldenregelung 
für die gesellschaftlichen Einrichtungen erschwerten ebenso wie 
das Ausbleiben der Gebiets- und Verwaltungsreform den Aufbau 
einer modernen, handlungsfähigen kommunalen Selbstverwal-

tung in Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sach-
sen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. 

Dennoch haben die vor Ort in kommunalpolitischer Verantwor-
tung stehenden Männer und Frauen beim Aufbau und im Vollzug 
der neuen kommunalen Selbstverwaltung Hervorragendes gelei-

stet. 

Ab 1995 werden die westdeutschen Kommunen durch das Föde

-

rale Konsolidierungsprogramm im Vergleich zu Bund und Län

-

dern überproportional belastet. Sie müssen Mittel in Höhe von 
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6 Mrd. DM durch Ausgabenkürzungen beschaffen, was noch 
große Anstrengungen und Probleme bereiten wird. Gleichzeitig 
sind sie verpflichtet, Milliardenausgaben für die Sicherung des 
Rechtsanspruchs auf einen Kindergartenplatz zu tätigen, ohne 
daß der Bund ihnen dabei die notwendige Unterstützung gibt. 
Vielmehr hat er den Kommunen durch das Spar-, Konsolidie-
rungs- und Wachstumsprogramm weitere Kosten für die Finanzie-
rung der Arbeitslosigkeit in Höhe von 2 Mrd. DM aufgebürdet. 

1993 und 1994 mußten und müssen die westdeutschen Kommu-
nen stark erhöhte Sozialhilfelasten aus schwachen Steuereinnah-
men finanzieren, was nur durch die Streichung und Streckung 
kommunaler Investitionen möglich ist. Gerade dies ist in Zeiten 
hoher Arbeitslosigkeit aber nicht sinnvoll. Besonders hart trifft es 
die strukturschwachen Gemeinden und Städte, die schon in den 
achtziger Jahren sparen mußten und deren Entwicklungsspiel-
räume minimal sind. 

Die Gewährleistung des Rechts auf kommunale Selbstverwaltung 
umfaßt auch die finanzielle Eigenverantwortung der Kommunen. 
Sie haben schon jetzt nach dem Grundgesetz einen Anspruch auf 
eine Finanzausstattung, die ihren gewachsenen Belastungen bei 
der Erfüllung ihrer vielfältigen Aufgaben und Verpflichtungen 

gerade auch in ihren originären Aufgabengebieten Rechnung 
trägt. Dies stellt eine von der Gemeinsamen Verfassungskommis-
sion vom Bundestag und Bundesrat empfohlene Ergänzung des 
Artikels 28 Abs. 2 des Grundgesetzes klar. 

II. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dafür zu sorgen, daß 

— die Städte, Gemeinden und Kreise über eine ihren Aufgaben 
entsprechende Finanzausstattung verfügen können, 

— der Anspruch der kommunalen Gebietskörperschaften auf eine 
eigene nachhaltige konjunkturstabile Realsteuer gesichert ist, 

— die Investitionspauschale für die kommunalen Gebietskörper-
schaften der fünf neuen Bundesländer, die Städte und Kreise zu 
unbürokratischer Vergabe investiver Bau- und Sanierungsauf-
träge befähigt, die positive Wachstums- und Beschäftigungs-
auswirkungen im örtlichen Wirtschaftsraum haben, wieder auf-
gelegt wird, 

— durch eine aktive Arbeitsmarktpolitik auch Arbeitsplätze im 
kommunalen Aufgabenbereich zusätzlich geschaffen werden, 
um die Kommunen von den Sozialhilfeleistungen zu entlasten 
und insbesondere die Langzeitarbeitslosigkeit wirkungsvoll zu 
bekämpfen, 

— durch eine stärkere Förderung des sozialen Wohnungsbaus 
und eine gerechtere Förderung des Wohneigentums die Woh-
nungsnot bekämpft wird, 

— die Umwelt- und Naturschutzgesetzgebung volkswirtschaftlich 
sinnvoll an einem vorsorgenden Schutz der Gewässer, des 
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Bodens und der Luftreinhaltung ausgerichtet wird sowie die 
notwendigen Gesetze für eine st rikte Abfallvermeidung 

geschaffen werden, 

— die Kommunen bei der Bewältigung der wachsenden Ver-
kehrsproblematik unterstützt werden; umweltfreundlichen und 

sicheren Verkehrsträgern ist dabei der Vorrang einzuräumen, 

— im Rahmen der Europäischen Union die erreichten Energie-
standards nicht gefährdet werden; es ist auf die Partnerstaaten 
einzuwirken, das weitere Energiesparen vorrangig zu ver-
folgen, 

— die Kommunen auch in der Zukunft ihren Aufgaben in den 
Bereichen Kultur, Sport und Verbraucherschutz gerecht wer-

den können, 

— alle rechtlichen Grundlagen geschaffen werden, um die  Inte-

gration  der ausländischen Mitbürger durch Einführung des 
Kommunalwahlrechts und der Doppelstaatsangehörigkeit zu 
gewährleisten sowie die Ausländerfeindlichkeit und den 
Rechtsextremismus zu bekämpfen. 

III. 

Der Deutsche Bundestag und der Bundesrat sind aufgefordert, 
über die heutige Regelung zur Gestaltung von Vorblättern zu 
Gesetzesvorlagen hinaus sich selbst zu verpflichten, beim 
Kostenpunkt auf Vorblättern zu Gesetzesvorlagen auch eine Dar-
stellung der möglichen Auswirkungen des Entwurfs auf den 
kommunalen Bereich vorzunehmen; entsprechend wird die Bun-
desregierung aufgefordert, für die Einbringung ihrer Gesetzesvor-
lagen die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien 
(Besonderer Teil — GGO II) zu ändern, welcher die obligatorische 
Anfertigung eines Vorblattes ebenfalls in der zuvor beschriebe-
nen Form festlegen soll, ein Signal zu geben, das den in kommu-
naler Verantwortung Stehenden in Ost und West deutlich macht: 
Der Bund stärkt die Kommunen in ihrer Eigenverantwortlichkeit. 

Bonn, den 27. April 1994 
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